Seitelvon?7

Vereinssatzung des Fhoch2 Kulturkollektivs

§ 1 Name und Sitz des Vereins

(1) Der am 19.10.2023 gegriindete Verein fithrt den Namen ,,Fhoch2 Kulturkollektiv®.
Er soll in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Charlottenburg von Berlin
eingetragen werden und fihrt danach den Zusatz ,e.V.“

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.

(3) Das Geschiaftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck, Gemeinniitzigkeit des Vereins

(1) Der Verein mit Sitz in Berlin verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar
gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuerbeglinstigte Zwecke® der
Abgabenordnung.

(2) Der Zweck des Vereins ist die Forderung kulturellen und kiinstlerischen Schaffens
sowie die Vermittlung junger Kiinstlerinnen und Kiinstler an verschiedene
Kultureinrichtungen. Er fordert und betreibt vor allem kiinstlerische und
kulturelle Arbeit an und fir Schulen. Ziel ist es dabei, Menschen, insbesondere
Kinder und dJugendliche aus sozialschwachen Gesellschaftsschichten, an
Kunstarten heranzufithren und zu eigener kiinstlerischer Betédtigung zu bewegen.
Bestandteil der Vereinsarbeit mit Jugendlichen soll insoweit auch die politische
uberparteilich-unabhéngige Bildung, auf Grundlage der Normen und
Vorstellungen einer rechtsstaatlichen Demokratie sein. Die Vereinsarbeit zielt
auch auf die Foérderung der kiinstlerischen und kulturellen Diversitidt der
gesamten Gemeinde ab.

(2a) Die Vereinsarbeit an den Schulen im Sinne des Vereinszwecks wird
insbesondere verwirklicht durch

1. das Anbieten von Arbeitsgemeinschaften und aulBerschulischen
Veranstaltungen mit kiinstlerischem und kulturellem Inhalt,

2. die Bereitstellung von Arbeits- und Technikmitteln sowie kiinstlerischer
und padagogischer Betreuung zur Verwirklichung des eigenen
Kunstschaffens und

3. die langfristige Integration der Kinder und Jugendlichen in die
Vereinsgemeinschaft durch eine kostenlose Mitgliedschaft.

(2b) Die politische Bildung von Jugendlichen im Sinne des Vereinszwecks wird
insbesondere verwirklicht durch

1. die Integration politischer Themen in die kiinstlerische Arbeit, um die
Entwicklung einer politischen Wahrnehmungsfahigkeit und eines
Verantwortungsbewusstseins zu fordern, das einem miindigen Burger
einer demokratischen Gesellschaft entspricht und

2. durch Workshops und Diskussionsformate, in denen Jugendliche sich
aktiv mit politischen Fragestellungen auseinandersetzen,
unterschiedliche Perspektiven kennenlernen und eigene Standpunkte
reflektieren kénnen.

(2¢) Die Forderung der kiinstlerischen und kulturellen Diversitat der gesamten
Gemeinde im Sinne des Vereinszwecks wird insbesondere verwirklicht durch

1. eigene Produktionen und Veranstaltungen des Vereins und

2. Kieztreffen zur gemeinsamen Teilhabe an der Vereinsarbeit.
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(3) Der Verein ist selbstlos tatig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Zur Mittelbeschaffung nutzt der Verein neben Mitgliedsbeitridgen unter
anderem seine Publikationen und Veranstaltungen.

(4) Die Mittel des Vereins dirfen nur fir die satzungsméligen Zwecke verwendet
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des
Vereins.

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder
durch unverhaltnisméfig hohe Vergiitungen begiinstigt werden.

§ 2a Aufwandsentschidigungen, Ubungsleiterpauschalen

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 2 Abs. 4 Satz 2 konnen Mitglieder eine
Aufwandsentschadigung erhalten, soweit diese in vereinsméafiger und freiwilliger
Weise im Sinne des steuerbegiinstigten Vereinszwecks tdtig geworden sind. Sie
dirfen die maximale Hoéhe der fir das jeweilige Jahr geltenden
Ehrenamtspauschale des § 3 Nr. 26a EStG nicht tibersteigen. VereinsmaBig ist
eine Téatigkeit, wenn sie im organisatorischen Rahmen des Vereins, auf Grundlage
seiner Satzung und unter Verantwortung seiner Organe ausgetibt wird.

(2) Die Aufwandsentschadigung darf ihrer Art oder Hoéhe nach, weder den
Vereinszweck gefiahrden noch zur Verschuldung des Vereins fiihren oder den
laufenden Betrieb seiner Téatigkeit beeintriachtigen.

(3) Uber die Gewahrung einer Aufwandsentschiadigung entscheidet der Vorstand mit
einfacher Mehrheit. Gegen die Entscheidung des Vorstands ist die Beschwerde im
Sinne der Geschéftsordnung der Mitgliederversammlung zulédssig. Der Vorstand
hat auf Antrag eines Mitglieds, der Mitgliederversammlung fiir die gewahrte
Aufwandsentschadigung, Rede und Antwort zu stehen.

(4) Die Absétze 1 bis 3 finden auf die Ubungsleiterpauschale unter MaBgabe des § 3
Nr. 26 EStG entsprechende Anwendung.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Vereins kann jede natiirliche Person werden.

(2) Die Aufnahme in den Verein ist beim Vorstand oder einer durch die
Mitgliederversammlung eingerichteten, berechtigten Stelle zu beantragen. Der
Vorstand oder die benannte Stelle, entscheiden tiber den Aufnahmeantrag nach
freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss gegentiiber dem Antragssteller
nicht begriindet werden. Niheres regelt die Geschaftsordnung des Vorstandes.

(3) Jedes neue Mitglied ist verpflichtet, die Vereinssatzung zu unterzeichnen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss.

(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegeniiber in Textform zu erkldren. Der Austritt
kann nur mit einer Frist von einem Monat zum Ende des Geschéftsjahrs erklart
werden.

(3) Ein Mitglied kann auf Ersuchen der Mitgliederversammlung aus dem Verein
ausgeschlossen werden, wenn es entweder

1. schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in
schwerwiegender Weise schidigt oder geschadigt hat oder

2. mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Aufnahmegebiihr oder seiner
Mitgliedsbeitrage im Riickstand ist und trotz schriftlicher Mahnung, unter
Androhung des Ausschlusses, die Riickstdnde nicht eingezahlt hat.

(4) Fir den Ausschluss gelten folgende Bestimmungen:

1. Dem Mitglied 1ist Gelegenheit zu geben, in einem durch die
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Mitgliederversammlung eingerichteten Untersuchungsausschuss, welcher
aus mindestens funf Mitgliedern der Mitgliederversammlung sowie dem
Vorstand besteht, zu den Griinden des Ausschlusses, Stellung zu beziehen.

2. Der Vorstand hat im Untersuchungsausschuss den Vorsitz. Die tbrigen
Ausschussmitglieder werden mit einfacher Mehrheit bestimmt.

3. Die Ausschlussgrinde und das Datum der Tagung, sind mindestens zwel
Wochen vorher mitzuteilen.

4. Bis zur Verhandlung uber den Ausschluss aus dem Verein, ist das
beschuldigte Mitglied von der Mitgliederversammlung auszuschlief3en.

5. Der Untersuchungsausschuss entscheidet tiber den Ausschluss mit
einfacher Mehrheit.

6. Naheres regelt die Geschéaftsordnung des Vorstands.

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an
gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen.

(2) Jedes  Mitglied hat gleiches Stimm- und  Wahlrecht in  der
Mitgliederversammlung.

(3) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu féordern, insbesondere
regelméaBig seine Mitgliedsbeitrige zu leisten und, soweit es in seinen Kréaften
steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstiitzen.

§ 6 Aufnahmegebiihr und Mitgliedsbeitréige

(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fallig werdenden monatlichen Mitgliedsbeitrag
zu entrichten.

(2) Die Hohe der Aufnahmegebiihr und der Mitgliedsbeitrage wird von der
Mitgliederversammlung mit einer 2/3 Mehrheit der  anwesenden,
stimmberechtigten Mitglieder festgelegt.

(3) Ehrenmitglieder und Mitglieder unter 18 Jahren, sind von der Aufnahmegebiithr
und den Mitgliedsbeitriagen befreit. Das gilt nicht fiir bereits gezahlte Beitrage.

(4) Samtliche Bestimmungen der Héhe der Aufnahmegebiihr und Mitgliedsbeitréige,
sind sowohl auf der Webseite als auch im digitalen Archiv zur Verfiigung zu stellen.

§ 7 Organe des Vereins

(1) Das verwaltende, geschéftsfiihrende Organ des Vereins ist der Vorstand. Er wird
beratend durch das erwihlte Kuratorium unterstiitzt.

(2) Die Interessenvertretung der Mitglieder ist die Mitgliederversammlung.

(3) Neben den permanenten Organen koénnen Ausschiisse und Gremien zur
Organisation von Vereinsveranstaltungen oder der Untersuchung eines
Mitgliederausschlusses, durch die Mitgliederversammlung oder den Vorstand
eingerichtet werden. Diese 16sen sich nach der Erfiillung ihres Zweckes auf.

(4) Der Vorstand ist berechtigt, eine unbestimmte Anzahl an Vereinsmitgliedern mit
Aufgaben zu betrauen.

§ 8 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem 1., 2. und 3. Vorsitzenden, dem Schatzmeister und
dem Schriftfiithrer.

(2) Die Vorsitzenden, der Schriftfihrer und der Schatzmeister, vertreten den Verein
jeweils allein. Fir die Anmeldung zum Vereinsregister gilt Mehrheitsvertretung
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des gesamten Vorstandes. Einzelne Mitglieder konnen die Anmeldung kraft
Mehrheitsbeschlusses allein vornehmen.

(3) Den Mitgliedern des Vorstands kann eine Aufwandsentschadigung gezahlt
werden. Uber die Hohe der Vergiitung entscheidet die Mitgliederversammlung, in
Ubereinstimmung mit der gesetzlichen Ehrenamtspauschale.

§ 9 Aufgaben des Vorstands

Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die
Fuhrung seiner Geschéfte. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung einschliefllich
der Aufstellung der Tagesordnung,

2. die Ausfiihrung von Beschliissen der Mitgliederversammlung,

die Verwaltung des Vereinsvermogens und die Anfertigung des Jahresberichts,

4. die Aufnahme neuer Mitglieder.

w0

§ 10 Bestellung des Vorstands

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung fiir die
Dauer von vier Jahren einzeln gewiahlt. Mitglieder des Vorstands kénnen nur
Mitglieder des Vereins sein; mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die
Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines
Mitglieds durch die Mitgliederversammlung, ist zulédssig. Ein Mitglied bleibt nach
Ablauf der reguldren Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden
Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des
Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wéhlen.

§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands

(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden von den
Vorsitzenden einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll
eingehalten werden. Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens drei
Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit folgt auf eine neue
Sitzung, um die Beschlusssache erneut zu debattieren, eine weitere Abstimmung.
Sollte diese ebenfalls zu einer Stimmengleichheit fiihren, erfolgt eine Abstimmung
in der Mitgliederversammlung. Niaheres regelt die Geschiftsordnung des
Vorstands.

(2) Die Beschliisse des Vorstands sind zu protokollieren und den Vereinsmitgliedern
gegenuber offenzulegen. Das Protokoll ist vom Protokollfiihrer sowie von den
Vorsitzenden zu unterschreiben.

(3) Der Vorstand gibt sich eine eigene Geschéftsordnung. Diese Geschiaftsordnung
kann jederzeit verdndert werden.

§ 11a Kassenprifer

(1) Die Mitgliederversammlung kann nach Aussprache mit dem Vorstand, fiir die
Dauer von einem Jahr, bis zu zwei Kassenprifer wahlen. Diese diirfen nicht
Vorstandsmitglied sein. Die Wiederwahl ist méglich.

(2) Die Kassenpriifer haben die Kasse des Vereins einschlieBlich der Biicher und
Belege mindestens einmal im Geschéftsjahr sachlich und rechnerisch zu priifen
und dem Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu erstatten. Die Kassenpriifer
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erstatten der Mitgliederversammlung einen Prifungsbericht und beantragen bei
ordnungsgeméifer Fihrung der Kassengeschiéfte, die Entlastung des
Schatzmeisters sowie der Uibrigen Vorstandsmitglieder. Kassenpriifer nehmen
ihre Aufgabe gewissenhaft und unparteiisch wahr und sind zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

(3) Der Vorstand ist verpflichtet, dem oder den Kassenprifern, die zur Prifung
erforderlichen Unterlagen zugénglich zu machen und die erforderlichen
Auskinfte zu erteilen.

(4) In der Aussprache im Sinne des Abs. 1, stellt die Mitgliederversammlung dem
Vorstand, ihre Kandidaten fiir das Amt des Kassenpriifers vor. Bei erkennbar
mangelnder Eignung der Kandidaten, kann der Vorstand der
Mitgliederversammlung seine Bedenken dullern.

§ 12 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist zustdndig fiir die Entscheidung in folgenden
Angelegenheiten:

1. Anderung der Satzung,

2. die Festsetzung der Aufnahmegebiihr und der Mitgliedsbeitrage,

3. die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von Mitgliedern
aus dem Verein,

4. die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands in Form eines
Misstrauensvotums, sofern diese ithrem Auftrag abtriinnig werden,

5. die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands,

6. die Auflésung des Vereins.

Ist mindestens ein Kassenpriifer im Sinne des § 11a Abs. 1 bestellt, kann die Entlastung
nach Nr. 6, erst nach Antrag bewirkt werden.

§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Mindestens einmal im Jahr, moglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine
ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt in
Textform unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter Angabe der
Tagesordnung.

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis
spatestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand eine
Erginzung der Tagesordnung beantragen. Uber den Antrag entscheidet der
Vorstand. Uber Antrige zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen
wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden,
entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen, der
anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht fir Antrége, die eine Anderung der Satzung,
Anderungen der Mitgliedsbeitrage oder die Auflésung des Vereins zum
Gegenstand haben. Néheres regelt die Geschaftsordnung der
Mitgliederversammlung.

(3) Der Vorstand hat eine aullerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen,
wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Viertel der
Mitglieder dies in Textform unter Angabe des Zwecks und der Griinde
beantragen.

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird von den Vorsitzenden des Vorstands geleitet.
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(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens ein Drittel aller
Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfihigkeit ist der Vorstand
verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit
der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Riicksicht auf die Zahl
der erschienenen Mitglieder, mit Ausnahme einer Zweckédnderung,
beschlussfahig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(3) Die Mitgliederversammlung beschlie3t in offener Abstimmung mit der Mehrheit
der Stimmen der anwesenden Mitglieder. In besonderen Féllen, in denen ein
Erhalt des Vereinsfriedens aus Sicht der Versammlungsleitung, nur durch eine
geheime Wahl gewéihrleistet werden kann, ist dies zulédssig und durch ihn
festzustellen. Naheres regelt die Geschéaftsordnung der Mitgliederversammlung.

(3a)Fur die Giltigkeit eines Mitgliederbeschlusses, der die Anderung des
Vereinszwecks zum Gegenstand hat, missen mindestens dreiviertel der
anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder, dafur stimmen. Die Gesamtzahl der
abstimmenden Mitglieder, muss mindestens ein Drittel aller Mitglieder betragen.

(4) Uber den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschliisse ist ein
Protokoll zu fertigen, das vom Protokollfithrer und von der Versammlungsleitung
zu unterschreiben ist.

(5) Die Mitgliederversammlung gibt sich eine eigene Geschiftsordnung. Diese
Geschaftsordnung kann jederzeit veréandert werden.

§ 14a Bestimmungen tiber die virtuelle Teilnahme

(1) Mitglieder konnen virtuell an der Mitgliederversammlung teilnehmen. Der
Vorstand hat die erforderlichen MalBnahmen zu treffen, um die virtuelle
Teilnahme an der Mitgliederversammlung, insbesondere das Stellen von
Antragen, von Fragen und das Abstimmen zu Beschlissen der
Mitgliederversammlung, zu ermoglichen. In den Fallen des § 14 Abs. 3 Satz 2, hat
der Vorstand gleichermallen die geheime Wahl fiir virtuelle Teilnehmer zu
gewéihrleisten.

(2) Der Vorstand kann fiir einzelne Mitgliederversammlungen festlegen, dass diese
ausschliefBlich in virtueller Form stattfinden.

(3) Absatz 1 gilt nicht, soweit der Vorstand den Ausschluss einer virtuellen
Teilnahme hinreichend begriindet. Grinde fir den Ausschluss einer virtuellen
Teilnahme kénnen insbesondere sein:

1. Satzungsidnderungsverfahren, die den Zweck des Vereins betreffen,

2. Wahlverfahren, die auf die Bestellung des Vorstands oder des
Untersuchungsausschusses gerichtet sind oder

3. Satzungsidnderungsverfahren, die die Anderung der Mitgliedsbeitrige
zum Gegenstand haben.

(4) Gegen die Entscheidung des Vorstands ist die Beschwerde im Sinne der
Geschaftsordnung der Mitgliederversammlung zuléssig.

§ 15 Kuratorium

(1) Das Kuratorium bildet ein beratendes Gremium, welches den Vorstand bei der
Vereinsfuhrung  unterstiitzt.  Diesem  Sinne  entsprechend, ist der
Kuratoriumssprecher oder eine geeignete Vertretung, stets zu allen
Vorstandssitzungen einzuladen. Dasselbe gilt fiir das Kuratorium, welches zu
seinen Sitzungen ein Vorstandsmitglied einzuladen hat. In beiden Féllen besitzen
die Vertreter des jeweils anderen Gremiums jedoch kein Stimmrecht.
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(2) Das Kuratorium tagt unabhéngig vom Vorstand. Seine Arbeitsergebnisse sind wie
die des Vorstands, der Mitgliederversammlung vorzulegen.

(3) Seine Mitglieder werden durch den Vorstand fiir eine Amtszeit von vier Jahren
gewdahlt und kénnen von diesem jederzeit abberufen werden.

§ 16 Ehrenmitglieder

Die Mitgliederversammlung ist nach § 12 Nr. 3 berechtigt, Ehrenmitgliedern im
Rahmen einer Mitgliederversammlung zu ernennen. Diese Ehrenmitglieder haben
sich um den Verein besonders verdient gemacht und sind nach § 6 Abs. 3 von
sdmtlichen Beitrdgen zu befreien und besitzen ein Stimmrecht. Die Wahl erfolgt
mit einfacher Mehrheit. Auf Antrag der Mitgliederversammlung, kann die
Ehrenmitgliedschaft aberkannt werden.

§ 17 Auflésung des Vereins, Beendigung aus anderen Griinden, Wegfall
steuerbegiinstigter Zwecke

(1) Im Falle der Auflésung des Vereins sind die Vorsitzenden des Vorstands der
Schatzmeister und Schriftfihrer gemeinsam vertretungsberechtigte
Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine andere Person beruft.

(2) Bei Auflosung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbeguinstigter
Zwecke fallt das Vermdogen des Vereins an den Verein — Freunde der Schulastronomie
e.V. —; eingetragen unter der Registernummer VR 22139 am Amtsgericht Berlin-
Charlottenburg. Er hat dieses ausschlieBlich und unmittelbar fiir gemeinntitzige
Zwecke zu verwenden.

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die
Rechtsfiahigkeit entzogen wurde.

§ 18 Inkrafttreten

Die Satzung ist in der vorliegenden Form am 20.06.2025 von der Mitgliederversammlung
beschlossen worden und tritt nach Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Sie
befindet sich in ihrer vierten Fassung.

Wir versichern die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Satzung gemal3 § 71 Abs. 1 Satz 4
BGB.

Berlin, den 03.04.2026



	§ 1 Name und Sitz des Vereins
	§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins
	§ 2a Aufwandsentschädigungen, Übungsleiterpauschalen
	(1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 2 Abs. 4 Satz 2 können Mitglieder eine Aufwandsentschädigung erhalten, soweit diese in vereinsmäßiger und freiwilliger Weise im Sinne des steuerbegünstigten Vereinszwecks tätig geworden sind. Sie dürfen die maxim...
	(2) Die Aufwandsentschädigung darf ihrer Art oder Höhe nach, weder den Vereinszweck gefährden noch zur Verschuldung des Vereins führen oder den laufenden Betrieb seiner Tätigkeit beeinträchtigen.
	(3) Über die Gewährung einer Aufwandsentschädigung entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. Gegen die Entscheidung des Vorstands ist die Beschwerde im Sinne der Geschäftsordnung der Mitgliederversammlung zulässig. Der Vorstand hat auf Antrag e...
	(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf die Übungsleiterpauschale unter Maßgabe des § 3 Nr. 26 EStG entsprechende Anwendung.
	§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§ 6 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge
	§ 7 Organe des Vereins
	§ 8 Vorstand
	§ 9 Aufgaben des Vorstands
	§ 10 Bestellung des Vorstands
	§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands
	§ 12 Aufgaben der Mitgliederversammlung
	§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung
	§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
	§ 15 Kuratorium
	§ 16 Ehrenmitglieder
	§ 17 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
	§ 18 Inkrafttreten

